
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 3. September 2012 

 
 

Mandantenbrief September 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung 

· Nachweis der Zwangsläufigkeit von bestimmten Aufwendungen im Krankheitsfall 
 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September und Oktober 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.20121 10.10.20122 
Umsatzsteuer 10.9.20123 10.10.20124 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.9.2012 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.2012 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.9.2012 15.10.2012 

7.9.2012 7.10.2012 

Sozialversicherung7 26.9.2012 29.10.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.9./25.10.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Einkommensteuer 
 

Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung 
Bei einer doppelten Haushaltsführung ist zu unterscheiden zwischen dem Unterhalten eines eigenen 
Haushalts und der Frage, wer die Kosten dafür trägt. Einen eigenen Hausstand kann auch derjenige 
unterhalten, der die Mittel dazu von einem Dritten zur Verfügung gestellt bekommt. 
Entscheidend ist dabei, ob der eigene Haushalt in einer in sich abgeschlossenen Wohnung geführt 
wird. Die Wohnung muss nach Größe und Ausstattung ein eigenständiges Wohnen und Wirtschaften 
erlauben und den Lebensmittelpunkt des Inhabers darstellen. Die Entgeltlichkeit ist zwar ein wichtiges 
Indiz für einen eigenen Hausstand, sie ist jedoch keine zwingende Voraussetzung. Auch ein Alleinste-
hender kann einen eigenen Hausstand unterhalten, wenn nicht er, sondern Dritte für die Kosten auf-
kommen. Ist ein Kind in einem fremden Haushalt, z. B. in dem der Eltern, eingegliedert, kann nicht von 
einem eigenen Haushalt ausgegangen werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Sonn- und Feiertagszuschläge an GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer regelmäßig als ver-
deckte Gewinnausschüttung zu behandeln 
Zahlt eine GmbH ihrem Mehrheitsgesellschafter-Geschäftsführer zusätzliche Vergütungen für Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen, stellen diese Zahlungen regelmäßig keinen Arbeitslohn, sondern verdeckte 
Gewinnausschüttungen dar. Die Zahlungen sind bei der GmbH nicht als Betriebsausgaben abzugsfä-
hig und führen beim Gesellschafter-Geschäftsführer zu Einnahmen aus Kapitalvermögen. Letztere 
unterliegen ab 2009 im Regelfall der sog. Abgeltungsteuer. Gerechtfertigt wird diese Auffassung vom 
Bundesfinanzhof damit, dass ein Geschäftsführer sich in besonderem Maße mit den Interessen und 
Belangen der Gesellschaft identifizieren und die notwendigen Arbeiten auch dann erledigen muss, 
wenn dies einen Einsatz außerhalb der üblichen Arbeitszeiten oder über diese hinaus erfordert. 
Die Zuschläge stellen nur dann keine verdeckten Gewinnausschüttungen dar, wenn die Zahlung aus 
überzeugenden betrieblichen Gründen gerechtfertigt ist, z. B. wenn mit vergleichbaren gesellschafts-
fremden Personen (Arbeitnehmern) ähnliche Vereinbarungen abgeschlossen wurden 

Schuldzinsenabzug auch bei Anlagenfinanzierung über ein Kontokorrentkonto 
Schuldzinsen sind nur abzugsfähig, soweit sie betrieblich veranlasst sind. Die Abzugsfähigkeit ist 
zweistufig zu prüfen. Im ersten Schritt ist zu klären, ob und inwieweit die Schuldzinsen überhaupt zu 
den betrieblich veranlassten Aufwendungen gehören. Im zweiten Schritt der Prüfung ist zu untersu-
chen, ob der Betriebsausgabenabzug aufgrund von Überentnahmen eingeschränkt ist. Eine Ausnah-
me von der Abzugsbeschränkung stellen Schuldzinsen für Darlehen zur Finanzierung von Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten der Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens dar. Sie sind in jedem Fall 
unbeschränkt abzugsfähig. 
Bisher hat die Finanzverwaltung den Abzug von Darlehenszinsen für die Anschaffung von Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens nur zugelassen, wenn eine ausschließliche und unmittelbare 
Darlehensaufnahme zur Finanzierung begünstigter Anschaffungs- oder Herstellungskosten nachzu-
weisen war. Lediglich die Zwischenfinanzierung über ein Kontokorrentkonto mit einem Ausgleich die-
ses Kontokorrentsaldos durch ein Darlehen innerhalb von 30 Tagen wurde anerkannt. 
Diese von der Finanzverwaltung vorgenommene enge Auslegung einer Darlehensfinanzierung ist vom 
Bundesfinanzhof nicht akzeptiert worden. Er kommt zu dem Ergebnis, dass nicht nur Schuldzinsen für 
unmittelbar zur Finanzierung von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens aufgenommene Darlehen 
abzugsfähig sind. Auch Kontokorrentkredite haben Darlehenscharakter. Dadurch entstehende 
Schuldzinsen zur Finanzierung begünstigter Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind unbe-
schränkt abzugsfähig. 

Aufwendungen für die Sanierung selbst genutzter Wohngebäude als außergewöhnliche Belas-
tung 
Entstehen einem Steuerbürger zwangsläufig größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl 
von Personen gleicher Einkommens- und Vermögensverhältnisse und gleichen Familienstands, so 
können diese Aufwendungen auf Antrag als außergewöhnliche Belastung bei der Einkommensteuer-
veranlagung berücksichtigt werden, wenn sie nicht Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonder-
ausgaben sind. Darunter fallen z. B. Aufwendungen für Krankheit, für Behinderung und/oder für die 
Wiederbeschaffung (auch Schadensbeseitigung) von Gegenständen, die existenziell notwendig sind. 
Dies können Wohnung, Hausrat und Kleidung sein. Von den Aufwendungen abzuziehen sind neben 
der zumutbaren Belastung auch Ersatzansprüche gegen Dritte und ggf. andere Vorteile (Wertverbes-
serungen), die sich auf Grund der Sanierung ergeben. 



 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Aufwendungen für die Sanierung von selbst genutzten 
Wohngebäuden als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden können. In den entschie-
denen Fällen war eine Sanierung auf Grund Geruchsbelästigung (asbesthaltige Faserzementplatten 
und formaldehydhaltige Spanplatten), Befalls mit echtem Hausschwamm und Asbestprodukten im 
Dach notwendig. 
Voraussetzung für die Anerkennung ist allerdings, dass Betroffene nachweisen können, dass sie sich 
den Aufwendungen nicht entziehen konnten und dass die Schäden nicht schon beim Erwerb des Ob-
jekts vorgelegen haben. 

Nachweis der Zwangsläufigkeit von bestimmten Aufwendungen im Krankheitsfall 
Der Gesetzgeber hatte im Steuervereinfachungsgesetz 2011 die Einzelheiten des Nachweises von 
Krankheitskosten für alle offenen Fälle abweichend von der Rechtsprechung gesetzlich geregelt, 
nachdem der Bundesfinanzhof die strenge Art des Nachweises erheblich gelockert hatte. 
Die Zwangsläufigkeit von Krankheitskosten muss nachgewiesen werden durch: 
· eine Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers oder 
· ein amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der 

Krankenversicherung für bestimmte Anordnungen, wie Bade- oder Heilkuren, 
psychotherapeutische Behandlungen, medizinisch erforderliche auswärtige Unterbringungen, 
notwendige Betreuungen durch eine Begleitperson, medizinische Hilfsmittel, die allgemeine 
Gebrauchsgegenstände sind oder wissenschaftlich nicht anerkannte Behandlungsmethoden, wie 
Frisch- und Trockenzellenbehandlungen. 

Der Nachweis muss vor Beginn der Heilmaßnahme oder dem Erwerb des medizinischen Hilfsmittels 
ausgestellt worden sein. 
Diese Neuregelung ist nach Ansicht des Bundesfinanzhofs verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
den. Das Gericht hält es auch für verfassungsrechtlich unbedenklich, dass die Regelung rückwirkend 
in allen offenen Fällen anzuwenden ist. Es liege keine unzulässige Rückwirkung vor. 


